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Abstract: Die Lebensmittelknappheit und die daraus resultierende Teuerung während des ErstenWeltkriegs
verursachten Not und Hunger in breiten Bevölkerungsschichten. Mittels Höchstpreisen, Rationierungen
und Unterstützungsmassnahmen versuchten die Behörden dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Um
solche Massnahmen auf die Bedürfnisse der notleidenden Bevölkerung abstimmen zu können, wurde
das Bestreben verstärkt, ein anwendbares Existenzminimum zu definieren. Ähnlich wie die Berechnung
von absoluten Armutsgrenzen basierte dessen Herleitung auf der Festlegung von Grundbedürfnissen, die
mittels Haushaltsrechnungen erfasst wurden. In diesem Beitrag zeigen wir mithilfe von absoluten Ar-
mutsgrenzen, woran sich die Berechnungen von Existenzminima orientierten. Zudem kann unter Einbezug
von Lohndaten ersichtlich gemacht werden, wie sich die Unterstützungsmassnahmen auf den Lebensstan-
dard verschiedener Einkommensschichten auswirkten. Die Unterstützungsmassnahmen garantierten die
Grundbedürfnisse und beugten so einer Hungersnot vor, sie zielten aber nur auf die Bevölkerung mit
niedrigem Einkommen. Besserverdienende Bevölkerungsschichten, die auch stark unter der Teuerung
litten, waren von der Unterstützung ausgeschlossen. Der Lebensstandard glich sich an. Selbst gut verdi-
enende Arbeiter und Arbeiterinnen und Angestellte mussten ihren Konsum stark einschränken, um über
der Armutsgrenze zu bleiben.
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Zu Beginn des 20. Jahrhunderts schränkten steigende Preise die Haushaltsbudgets 
unterer Einkommensschichten erheblich ein. Höhere Nominallöhne konnten 
diese Belastung teilweise ausgleichen.1 Die Teuerung während des Ersten 
Weltkriegs war hingegen so stark, dass die Lohnentwicklung damit nicht mehr 
Schritt hielt. Für grosse Teile der Bevölkerung wurden Unterstützungsmass­
nahmen ergriffen, um die Deckung des täglichen Existenzbedarfs zu ermöglichen 
und die Auswirkungen der steigenden Preise zu mildern. Die Erfassung von 
minimalen Konsumbündeln für einen «typischen» Arbeiterhaushalt gewann 
in dieser Notsituation an Bedeutung. Die Teuerung erforderte «in erster Linie, 
dass man sich der Schaffung einer Preisstatistik zuwandte», hielt das Schwei­
zerische Arbeitersekretariat 1922 fest.2 Darüber hinaus wurden die Versuche 
verstärkt, ein anwendbares Existenzminimum zu definieren, um staatliche 
Unterstützungsmassnahmen danach auszurichten.
Der Lebensstandard einer Arbeiterfamilie – «der Verbrauch der arbeitenden 
Klasse»3 – wurde mit deren Existenzminimum gleichgesetzt. Dieses Vorgehen 
glich den Methoden, mit denen Armutsforscher wie Benjamin Seebohm Rowntree 
oder Charles Booth zur Jahrhundertwende absolute Armutsgrenzen herleiteten.4 
Entweder wurden die Armutsgrenzen als Bündel von Grundbedürfnissen5 definiert 
oder man konzentrierte sich auf die Nahrungsausgaben.6 Absolute Armutsgrenzen 
(oder Existenzminima) bewegen sich zwischen physiologischen Mindestanfor­
derungen und sozialen Konventionen, die festlegen, was ein minimaler Waren­
korb an der Armutsgrenze beinhalten soll. Die Unklarheit über die minimalen 
Bedürfnisse erschwert die Zusammenstellung eines Konsumbündels und öffnet 
den Raum für unterschiedliche Perspektiven auf die Höhe der existenzsichernden 
Lebenshaltungskosten.7
Haushaltsstatistiken, die zur Berechnung des Existenzminimums herangezogen 
wurden, waren nicht nur durch eine «physiologisch­medizinisch­gesundheits­
politische Erkenntnisabsicht» motiviert, sondern auch Resultat von Verteilungs­
konflikten.8 Der «Tatsachenblick» sollte Klarheit über die Lebensverhältnisse 
derjenigen Bevölkerungskreise schaffen, die durch die Teuerung am meisten 
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betroffen waren.9 Im Zentrum standen Arbeiterfamilien mit geringem Einkommen, 
die den grössten Teil davon für Lebensmittel benötigten.10 Ein sozialpolitisch 
sensibilisierter Sozialstatistiker wie Carl Landolt, der 1889/90 eine einflussreiche 
Studie mit Basler Haushaltungen durchführte, wollte damit nachweisen, «was 
gerecht und was ungerecht ist an dem Klagen der arbeitenden Klasse», und 
herausfinden, «ob sie […] selbst die Schuld tragen an den herrschenden Miss­
ständen oder ob diese von aussen einwirkenden […] Zuständen herrühren».11 
In diesem Artikel besprechen wir den Einfluss der kriegsbedingten Teuerung 
auf die Lebensbedingungen in der Stadt Zürich anhand zweier verschiedener 
absoluter Armutsgrenzen.12 Mit absoluten Armutsgrenzen kann der Kern 
einer durch sinkende Realeinkommen verursachten Armut erfasst werden.13 
Die (höhere) Armutsgrenze I stützt sich auf Haushaltsrechnungen des Statisti­
schen Amts der Stadt Zürich.14 Die (tiefere) Armutsgrenze II löst sich teilweise 
vom «Tatsachenblick» der Haushaltsstatistik, indem mittels linearer Program­
mierung das Konsumverhalten von Familien am Existenzminimum simuliert 
wird. Welches die «tatsächliche» Armutsgrenze war, kann nicht beantwortet 
werden. Die beiden Armutsgrenzen sollen vielmehr ein Spektrum aufzeigen, 
das Hinweise auf die teuerungsbedingte Diskussion um Existenzminima und 
auf die Festlegung der Einkommensgrenzen gibt, die zu Unterstützungsmass­
nahmen berechtigten. 
Nach einem Überblick über die Entwicklung der Teuerung und die implemen­
tierten Unterstützungsmassnahmen werden die Armutsgrenzen hergeleitet. 
Diese dienen in einem nächsten Schritt dazu, Nominallöhne zu deflationieren. 
Daraus resultiert ein Mass für Reallöhne (welfare ratios), das im Gegensatz 
zu herkömmlich berechneten Reallöhnen eine absolute Interpretation – den 
Abstand zur Armutsgrenze – erlaubt.15 Schliesslich werden anhand dieses Wohl­
standsmasses zwei Fragen beantwortet: Wie beeinflussten die Teuerung und 
die staatlichen Unterstützungsmassnahmen die Lebensverhältnisse der unteren 
Einkommensklassen? Und inwiefern konnten Familien den Lebensstandard 
aufrechterhalten, den sie vor der Teuerung erreicht hatten? Die Messung des 
Lebensstandards ist auch für die laufende historiografische Diskussion relevant, 
welche die Auswirkungen der Teuerung und der Versorgungslage während des 
Ersten Weltkriegs sowie die sozialpolitischen Entwicklungen und ihre Zuspit­
zung 1918 thematisiert.16
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Teuerung und Notstandsmassnahmen 
während des Ersten Weltkriegs
Der Bundesrat versuchte bereits im August 1914 der Verteuerung der Lebens­
mittel mit Verordnungen entgegenzuwirken. Die Kantone wurden ermächtigt, 
selbständig Höchstpreise festzulegen, um den regionalen Gegebenheiten gerecht 
zu werden.17 Doch Höchstpreise schienen den KonsumentInnen nur wenig zu 
nützen, denn sie wurden oft nicht eingehalten. Waren verschwanden vom Markt, 
da sie anderswo teurer verkauft werden konnten. Dies zeigt sich etwa an den 
schon 1916 einsetzenden Marktdemonstrationen, mit denen Frauen mit Blick 
auf ihre Familien sicherstellen wollten, dass Höchstpreise eingehalten wurden.18 
Der Vorbehalt gegen bundesstaatliche Eingriffe und die unkoordinierten Ein­
zelaktionen von Kantonen und Gemeinden verschärften die Knappheit weiter.19 
Ab 1917 setzten der steile Preisanstieg und die im April einsetzende Rationierung 
der Bevölkerung zu.20 Die Rationierung bedeutete eine zusätzliche Einschränkung 
des Konsumverhaltens, da die Möglichkeit zu substituieren wegfiel. Ab 1918 
waren alle wichtigen Lebensmittel der Rationierung unterworfen, die erst ab 
Mitte 1919 wieder aufgehoben wurde.21
Da der staatliche Eingriff mittels Höchstpreisen und Rationierung unbefriedigend 
war und die Löhne mit der Teuerung nicht Schritt hielten, waren Hilfsprogramme 
nötig, um die Not der Bevölkerung zu lindern.22 Neben der Kriegsnotunterstützung 
für Arbeitslose, übernahm die Mietnotunterstützung zwischen September 1914 
und Januar 1919 bis zu 50 Prozent der Mietkosten von Personen mit geringem 
Einkommen.23 Die Bedürftigenunterstützung wurde implementiert, als dem 
Stadtrat bewusst wurde, dass die bereits bestehenden Hilfsprogramme für die 
arbeitende Bevölkerung nicht ausreichten. Familien, die eine festgelegte Einkom­
mensschwelle unterschritten, erhielten zwischen Dezember 1916 und Juni 1920 
Bedürftigenunterstützung in Form von Gutscheinen und später Geldzahlungen.24 
Die Unterstützung war knapp bemessen: Die «Ansätze vermögen die durch die 
Teuerung verursachte Erschütterung des Arbeiterhaushaltes nicht schlechthin 
aufzuheben. Ohne rationelle Wirtschaftsführung und Anpassen an die obwalten­
den Verhältnisse bleibt auch die Bedürftigenunterstützung ganz unzulänglich», 
musste die städtische Notstandskommission in der Sitzung vom 21. November 
1916 eingestehen.25 Erst mit den Wirtschaftsblockaden ab 1917 und dem daraus 
resultierenden Teuerungsschub organisierte der Bund Unterstützungsmassnahmen.26 
Die Notstandsaktion A1 des Bundes erlaubte es von April 1917 bis Juli 1920 
Personen mit geringem Einkommen, verbilligte Lebensmittel und Brennstoffe 
zu beziehen. Den Anfang machte die Verbilligung der Milch, dann kamen Brot, 
Kartoffeln sowie Brennstoffe dazu.27 Die zweite Notstandsaktion A2 unterstützte 
von Mai 1918 bis März 1920 auch Personen mit etwas höheren Einkommen.28
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Die Armutsgrenzen
Um die oben erwähnten Unterstützungsmassnahmen in die Analyse des Lebens­
standards miteinzubeziehen, setzen sich die von uns berechneten Armutsgrenzen 
aus fünf verschiedenen Komponenten zusammen. Sie umfassen im Wesentlichen 
die von Hans Freudiger 1917 beschriebenen Grundbedürfnisse: Nahrung, Woh­
nung, Kleidung, Heizung und Hygiene.29 Der Fokus liegt auf einer vierköpfigen 
Familie, denn dies war sowohl insgesamt als auch bei den Familien, die Not­
standshilfe benötigten, die durchschnittliche Familiengrösse in Zürich.30
Die Nahrungskomponente der Armutsgrenze I beinhaltet den in den Zürcher 
Haushaltsrechnungen angegebenen Verbrauch von Arbeiterfamilien (Gruppe «Ar­
beiter überhaupt») als fixe Mengen.31 Die zur Errechnung der Nahrungs ausgaben 
benötigten Lebensmittelpreise stammen aus den Statistischen Jahrbüchern der 
Stadt Zürich.32 Die Preisstatistik schliesst Höchstpreise und Preisreduktionen ein, 
die im Verlauf der Teuerung implementiert wurden.
Als minimaler Wohnbedarf dient eine 2­Zimmer­Wohnung in den Arbeiter­
quartieren. Dies liegt unter dem Durchschnitt von 2,85 Räumen für Arbeiter­
haushalte im Jahr 1910, entspricht aber der Wohndichte der Berufsgruppe 
«Arbeiter» von 1,94 BewohnerInnen pro Wohnraum im Jahr 1919.33 Die Miet­
preise stammen aus Publikationen des Statistischen Amts der Stadt Zürich34 und 
des Eidgenössischen Arbeitsamts.35 Die Ausgaben für Kleider basieren auf den 
Zürcher Haushaltsrechnungen.36 Die Brennstoffe werden anhand der Zürcher 
Indexziffer hergeleitet.37 Die Ausgaben für Hygiene beschränken sich auf Seife 
und ergeben sich aus den Verbrauchsangaben der Haushaltsrechnungen38 und den 
Preisen der Statistischen Jahrbücher der Stadt Zürich. Um die Zeitreihen auf 
1914–1922 auszudehnen, wird die Zürcher Indexziffer verwendet.39 
Die resultierende Armutsgrenze widerspiegelt die prozentualen Ausgaben der 
Zürcher Haushaltsrechnungen von 1919. Um die restlichen Ausgaben (Woh­
nungseinrichtung, Freizeit, Mitgliederbeiträge, Versicherung, Steuern) zu be­
rücksichtigen, haben wir die Armutsgrenze nach oben angepasst, indem wir für 
den Anteil der fünf Grundbedürfnisse an den Gesamtbedürfnissen (83 Prozent) 
korrigieren. Die Ausgaben der Armutsgrenze liegen aber immer noch 20 Prozent 
unter den Ausgaben der Kategorie «Arbeiter überhaupt».
Im Kontrast zur «statistischen Wirklichkeit» des Arbeiterhaushalts der Haus­
haltsrechnungen zeugen mündliche Überlieferungen von abweichendem Kon­
sumverhalten hin zu weniger vielfältigen und billigeren Konsumbündeln. 
«Unsere Ernährung bestand aus Milch, Brot und Kartoffeln, sonst hatten wir 
eigentlich nicht viel», erinnerte sich die Sozialistin und Frauenrechtlerin Anny 
Klawa­Morf später an ihre Kindheit und Jugend in einer Arbeiterfamilie.40 
Tatsächlich entsprechen die konsultierten Haushaltsrechnungen aus der Zeit 
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von Krieg und Teuerung «der Lebenshaltung einer bessergestellten Arbeiter­
familie»41 – Familien mit sehr tiefen Einkommen sind nicht vertreten.
Deshalb lässt die Armutsgrenze II sowohl die Wahl als auch die Menge der 
konsumierten Lebensmittel offen und wird mittels linearer Programmierung 
approximiert. Dabei orientiert sich die Herleitung des Nahrungsbedarfs stark 
an der Untersuchung von Alfred Gigon und Fritz Mangold, die Anfang der 
1920er­Jahre anhand minimaler Kalorienwerte das Existenzminimum berechneten 
und damit eine direkte Verbindung zur «rationellen Ernährung» herstellten.42 
Die restlichen vier Grundbedürfnisse stimmen bei beiden Armutsgrenzen über­ 
ein. Für eine vierköpfige Familie mit PAL-Werten (physical activity level) von 
1,6 für Erwachsene (Mann und Frau, 25–51 Jahre alt) und von 1,4 für zwei 
Kinder (4­ bis 7­jährig und 10­ bis 15­jährig, Durchschnitt von männlich und 
weiblich) lässt sich ein minimaler Bedarf von 8100 Kalorien, 912 Gramm 
Kohlenhydraten, 280 Gramm Fett und 167 Gramm Protein pro Tag ermitteln.43 
Die benötigten Nährwertangaben der Lebensmittel stammen aus der Schwei-
zer Nährwert datenbank.44 Damit nehmen wir an, dass sich die Nährwert­ 
zusammen setzung der Lebensmittel über die Zeit nicht änderte. Zusammen 
mit den Lebensmittelpreisen können so monatliche Konsumbündel berechnet 
werden, welche die benötigten Nährwerte zu tiefsten Kosten abdecken. Mit der 
Annahme, dass KonsumentInnen die Ernährung nach Nährstoffen optimieren 
und teure Güter durch billigere substituieren, wird die bestehende Haushalts­
statistik um das (unbekannte) Konsumverhalten von einkommensschwachen 
Familien nahe am Existenzminimum «erweitert». Die lineare Programmierung 
zielt also in die gleiche Richtung wie die «minimale Kostmasse» von Gigon 
und Mangold.45 
Solche «minimalen Kostmasse» waren schon 1921 umstritten46 und wurden 
während des Zweiten Weltkriegs erneut kritisiert. Beispielsweise wies Hans 
Herzog 1941 darauf hin, dass die Methode des theoretisch optimalen Ver­
brauchs nicht das Verhalten eines Haushalts widerspiegle. Der Arbeitnehmer 
werde seinen Konsum «nur zum geringen Teil nach den Ergebnissen der Er­
nährungswissenschaft»47 gestalten. George Stigler zeigte zwar 1945, wie auch 
heuristische Methoden zu einer Optimierung der Konsumbündel führen können, 
aber selbst er meinte, «it would be the height of absurdity to practice extreme 
economy at the dinner table».48 1918 hatte Fritz Schwyzer ein Existenzminimum 
zusammengestellt, indem er die tiefsten «Preise für 1000 Calorien» anhand von 
«Geldnährwerten» berechnete. Ganz im Sinn der «rationellen Ernährung» riet 
er aufgrund seiner Untersuchungen – anders als später Stigler – zu «Beschei­
denheit im Essen».49 Die Berechnung des physiologischen Existenzminimums 
fand nach dem Ersten Weltkrieg keine Fortsetzung mehr. Hans Herzog verwies 
aber noch Anfang der 1940er­Jahre und damit in einer erneuten Kriegssituation 
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auf die «ergänzende Bedeutung» der Existenzminima im Hinblick auf «Not­
standsaktionen, Arbeitslosenfürsorge, Armenwesen».50
Die beiden Armutsgrenzen stehen in einem ähnlichen Verhältnis zueinander wie 
das soziale und das physiologische Existenzminimum in dem Ende 1918 ver­
fassten Gutachten von Jacob Lorenz: die Armutsgrenze I entspricht dem sozialen 
Existenzminimum, denn sie ist abhängig vom «gesellschaftlichen Milieu»,51 die 
Armutsgrenze II stellt die Schwelle zu körperlichem Mangel wie Unterernährung 
und Hunger dar, entspricht also dem physiologischen Existenzminimum und 
blendet den soziokulturellen Aspekt der Ernährung aus.52
In der Grafik 1 ist deutlich erkennbar, wie stark sich die Höhe der Armuts-
grenzen unterscheidet: die Armutsgrenze I liegt im Schnitt 50 Prozent höher 
als die Armutsgrenze II.
Nach stetigem Anstieg während der ersten und der zweiten Phase53 des Kriegs 
verschärfte sich die Teuerung in der dritten Phase ab 1917. Dies liess die 
Armutsgrenzen drastisch ansteigen. Beide erreichten ihren Höhepunkt im 
November 1918. In der vierten Phase ab 1919 stagnierte die Armutsgrenze I 
auf hohem Niveau. Demgegenüber sank die Armutsgrenze II bereits ab Mitte 
1919 deutlich. Eine Normalisierung des Preisniveaus trat erst 1922 ein. Neben 
den beiden Armutsgrenzen ist die Notstandsgrenze (Notstandsaktion A1) für 
eine vierköpfige Familie abgebildet.54 Während die Notstandsgrenze bis Ende 
1917 zwischen den beiden Armutsgrenzen lag, befand sie sich 1918 durchge­
hend auf dem Niveau der Armutsgrenze II. Die äusserst tiefe Armutsgrenze II 
entspricht in dieser Periode dem Existenzminimum, das zur Berechnung der 
Notstandsberechtigung herangezogen wurde. Das heisst, dass besonders 1918 
die Unterstützungsmassnahmen in erster Linie dort ansetzten, wo die Teuerung 
äusserste Not in Form von Hunger und Unterernährung verursachte. Freu­
diger stellte schon 1917 fest, dass das «gesetzliche Existenzminimum» auch 
vor dem Krieg «weit hinter den Gesamtnahrungsausgaben» zurückgeblieben 
sei.55 Jacob Lorenz vermerkte 1918 hingegen, die Notstandsaktion habe «die 
Aufgabe, die Löhne so zu ergänzen, dass die Einschränkung der Lebenshal­
tung nicht unerträglicher» werde.56 Er schlug vor, die Notstandsgrenzen auf 
das soziale Existenzminimum abzustellen, und berechnete Lebenskosten bei 
unverändertem und bei verändertem Verbrauch. Die endgültige Festlegung der 
Notstandsgrenze lag nicht im Bereich seines Gut achtens, seine Berechnungen 
scheinen aber die Erhöhung der Grenze im Januar 1919 beeinflusst zu haben: 
die festgelegte Notstandsgrenze liegt knapp über dem von Lorenz berechneten 
Existenzminimum bei verändertem Verbrauch.57 
Während sich die Notstandsgrenzen im Jahr 1918 am physiologischen Existenz­
minimum orientierten, wurde ab 1919 versucht, das soziale Existenzminimum 
zu berücksichtigen. Die Notstandsaktion A1 war aber nicht die einzige Unter­
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stützungsmassnahme. Deshalb wird im Folgenden der kombinierte Einfluss 
aller Unterstützungsmassnahmen (ab November 1916) auf den Lebensstandard 
besprochen.
«Welfare ratios»
Die Teuerung in den Jahren des Ersten Weltkriegs und in der frühen Nachkriegs­
zeit erscheint bereits für sich allein betrachtet überaus drastisch. Aber ohne die 
Entwicklung der Löhne miteinzubeziehen, lässt sich keine Aussage über den 
Lebensstandard treffen. Mit dem Durchschnittslohn eines (unausgebildeten) 
Handlangers58 und dem Lohn eines (ausgebildeten) Technikers59 haben wir die 
welfare ratios berechnet. Den Lohn des Technikers haben wir so gewählt, dass 
er dem (nur jährlich notierten) Durchschnittslohn des gelernten Arbeiters in der 
Maschinenindustrie60 entspricht. Beide Lohnreihen werden um 7 Prozent erhöht, 
um Nebenverdienste und Einkommen von Frau und Kindern der Kategorie 
Quellen: Armutsgrenzen: Statistisches Jahrbuch der Stadt Zürich (wie Anm. 20); Statistisches Amt 
der Stadt Zürich (wie Anm. 33, 34, 39); Stadtrat Zürich (wie Anm. 22); Eidgenössisches Arbeitsamt 











1914          1915          1916          1917          1918          1919          1920          1921          1922
Armutsgrenze I                     Armutsgrenze II                    Notstandsgrenze
Fig. 1: Armutsgrenzen und Notstandsgrenze
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«Arbeiter überhaupt» zu berücksichtigen.61 Hierbei beziehen wir uns auf die 
Grössenordnung der Einkommens­ und Nebenverdienst­Zusammenstellung in 
den Zürcher Haushaltsrechnungen von 1919. Ein zusätzliches Einkommen der 
Ehefrau war zu dieser Zeit keinesfalls unüblich. Vor allem Arbeiterhaushalte 
waren auf Nebenverdienste des Mannes, Einkommen von Frau und Kindern 
oder andere Einnahmen angewiesen.62 Ein ungelernter Arbeiter, als Extremfall, 
erzielte 1912 mit seinem Haupteinkommen im Schnitt nur 61,5 Prozent des 
Gesamteinkommens der Familie.63
Die Grafiken 2 und 3 zeigen die welfare ratios. Ein Wert über 1 bedeutet, dass 
das Einkommen reichte, um über der Armutsgrenze zu bleiben. Bei einem Wert 
kleiner als 1 fiel die Familie unter die Armutsgrenze. 
Die Grafik 2 verdeutlicht, dass die Familie des Handlangers auch vor der 
kriegsbedingten Teuerung nicht in der Lage war, auf dem Niveau der (höheren) 
Armutsgrenze I zu leben. Dies bestätigt, dass untere Einkommen in den Haus­
haltsrechnungen wenig Beachtung fanden. Ein Techniker hingegen konnte sich 
vor dem Krieg einen Lebensstandard deutlich über der Armutsgrenze leisten. 
Durch die Teuerung fiel aber auch seine Familie unter die Armutsgrenze, falls am 
Quellen: Armutsgrenze I: vgl. Fig. 1; Löhne: Statistisches Amt der Stadt Zürich (wie Anm. 58); 
Stadtarchiv Zürich (wie Anm. 59).












Techniker                                               Handlanger
Welfare ratio
1914          1915          1916          1917          1918          1919          1920          1921          1922
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(üblichen) Konsumverhalten der Armutsgrenze I festgehalten wurde. Dies erstaunt, 
weil die Haushaltsrechnungen im Jahr 1919, also während einer anhaltenden 
Teuerungszeit, erhoben wurden und ein «eingeschränktes» Konsumverhalten 
abbilden müssten.64 
Die Unterstützungsmassnahmen (in Grafik 2 nicht eingezeichnet) konnten ein 
Leben über der Armutsgrenze nicht garantieren. Damit einkommensschwache 
Haushalte während der Teuerung über der Armutsgrenze blieben, mussten sie 
folglich zusätzliches Einkommen erwerben oder ihr Konsumverhalten ändern. 
Mehr Einkommen hatte allerdings Einfluss auf die Unterstützungsmassnahmen, 
da die Berechtigungsgrenzen aufgrund der Gesamteinkommen von Familien 
ermittelt wurden.65 Es ist nicht immer klar, ob ein höherer Lohn die Lage der 
Familie verbesserte, da man unter Umständen nicht mehr von den Unterstüt­
zungsmassnahmen profitierte. Im Folgenden konzentriert sich die Analyse des­
halb auf das veränderte Konsumverhalten. Die Grafik 3 zeigt die Entwicklung 
der anhand der Armutsgrenze II berechneten welfare ratios und stellt zudem die 
Wirksamkeit der Massnahmen dar. Die «kontrafaktische» Linie beschreibt, wie 
die welfare ratio des Handlangers ohne Unterstützungsmassnahmen verlaufen 
Quellen: Armutsgrenze II: vgl. Fig. 1; Löhne: vgl. Fig. 2.









1914          1915          1916          1917          1918          1919          1920          1921          1922
Techniker                    Handlanger                  Handlanger (kontrafaktisch)
Welfare ratio
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wäre. Die Familie des Handlangers war auch vor dem Krieg selbst mit äusserst 
«rationeller» Ernährung nur knapp in der Lage gewesen, über der Armutsgrenze 
zu bleiben – ein weiterer Hinweis auf die hohe Wahrscheinlichkeit von zusätz­
lichen Einkommen. Da eine weitere Einschränkung der Lebenshaltung nicht mehr 
möglich war und selbst Lohnerhöhungen nicht ausreichten, fiel die Familie ab 
1917 unter die Armutsgrenze. Einzig staatliche Unterstützungsmassnahmen – der 
Abstand zwischen der durchgezogenen und der «kontrafaktischen» Linie – konnten 
die Familie über die Armutsgrenze heben. 
Der Techniker konnte durch die Einschränkung der Bedürfnisse über der 
Armutsgrenze bleiben, dies bedingte indes einen tief greifenden Wandel im 
Konsumverhalten. Im Gegensatz zur Familie des Handlangers profitierte die­
jenige des Technikers kaum von den Unterstützungsmassnahmen, weshalb die 
«kontrafaktische» Linie hier weggelassen wird. Eine Arbeiterfamilie, die sich 
vor dem Krieg den Lebensstandard eines «typischen» Arbeiterhaushalts leisten 
konnte, fiel während der Teuerung auf das Niveau der einkommensschwächsten 
Familien. Ein Abklingen der teuerungsbedingten Not lässt sich erst ab Mitte 
1919 beobachten. Neben Lohnerhöhungen führten grössere Rationen (Brot) 
und aufgehobene Rationierungen (Kartoffeln, Reis) zu verbesserten Lebens­
umständen.66
Im Jahr 1918 zeigte sich die Notsituation bei der Lebensmittelversorgung 
besonders deutlich. Im Frühling war der Kartoffelvorrat in Zürich aufgebraucht 
und die Brotration noch immer auf tiefstem Niveau.67 Die im Sommer eintref­
fenden Getreide­ und Mehllieferungen aus den USA verbesserten zwar die 
Versorgungslage,68 die Brot­ und Mehlrationen stiegen aber erst im Dezember. 
Der sozial demokratische Nationalrat und Arbeiterführer Herman Greulich machte 
während des Landesstreiks am 12. November 1918 darauf aufmerksam, dass 
mit geringem Einkommen keine Kartoffelvorräte angelegt werden könnten, und 
verwies darauf, dass schon vor dem Ende des Monats «die Marken zu Ende sind 
und man sich nicht mehr zu helfen weiss».69 Tatsächlich reichten die zugeteilten 
Rationen, die im Juni und November 1918 besonders tief waren,70 nicht aus, 
um den gesamten Kalorienbedarf einer Familie zu decken. Der übrige Bedarf 
musste mit nicht rationierten Lebensmitteln oder Mahlzeiten aus Suppenküchen 
befriedigt werden. Da die nicht rationierten Lebensmittel Fleisch und Eier sehr 
teuer waren, boten sich Rüben, Karotten und Obst als billige Alternative zur 
Deckung des täglichen Bedarfs an. Solche Nahrungsmittel tauchen zum ersten 
Mal im Juni 1918 in den linear programmierten Konsumbündeln auf.71
Unter dem Vorbehalt, dass das bis zum Äussersten nach Nährstoffen optimierte 
Konsumbündel die «rationellste» Reaktion auf das hohe Preisniveau widerspiegelt, 
ist dies doch ein Indiz für die im Jahr 1918 herrschende Lebensmittelknappheit. 
Ein Blick auf die Notstandsverordnungen gibt weitere Hinweise in diese Rich­
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tung. Ab dem Sommer 1918 wurden der Konsum und der Verkauf von Gemüse 
stärker eingeschränkt. Unter anderem verlautete ein Bundesratsbeschluss vom 
21. August 1918, dass «der An­ und Verkauf von gesunden Möhren (Rübli) 
aller Art, die für die menschliche Ernährung geeignet sind, zum Zwecke der 
Verfütterung» verboten sei.72 Im August folgte der Stadtrat dem Beschluss des 
Regierungsrats, Weisskraut, Rotkraut, Kohl (Wirz) und Stangenbohnen der 
Ernte 1918 zu beschlagnahmen.73 Die im Herbst festgesetzten Höchstpreise für 
Möhren, Kohlrüben und Weissrüben wurden erst im März 1919 aufgehoben.74 
«Als Volksnahrung eignen sich Rüben, Kartoffeln und Kohl» und «auch mit 
2½ Kilo Carrotten könnte man leben», wusste Fritz Schwyzer schon 1917.75 
Die vom Oltener Aktionskomitee im Juli 1918 an den Bundesrat gerichtete 
Forderung einer besseren Rationierung und Verteilung der Lebensmittel «in 
Berücksichtigung der besonderen Ernährungsschwierigkeiten der arbeitenden 
Bevölkerung»76 ist in Anbetracht solcher Handlungsanweisungen zu «rationeller 
Ernährung» verständlich. Wie Alfred Fleisch bereits kurz nach dem Zweiten 
Weltkrieg deutlich machte, führte im Ersten Weltkrieg die Teuerung in Kom­
bination mit ernährungspolitischen Schwächen zu einer tiefen Missstimmung 
in breiten Volksschichten. Fleisch war der Meinung, es sei nicht zu billigen, 
wenn «Hafer, Gerste, Mais, Kartoffeln für den Menschen scharf rationiert, 
gleichzeitig aber in riesigen Mengen verfüttert werden, um damit Eier und 
Fleisch zu produzieren».77
Diese Kritik ist vor dem Hintergrund der umfassenden Kriegswirtschaftsorganisa­
tion im Zweiten Weltkrieg zu verstehen, als es galt, eine Wiederholung der schlecht 
organisierten Versorgungslage des Ersten Weltkriegs möglichst zu verhindern.
Diskussion
Die hier vorgestellte Analyse erlaubt einen Einblick in die Mechanismen 
der Unterstützungsmassnahmen während des Ersten Weltkriegs. Sie hat aber 
Grenzen. Erstens berücksichtigt sie nur die Durchschnittsfamilie. Detaillierte 
Untersuchungen mit anderen Familienstrukturen würden möglicherweise die 
Wirksamkeit der Unterstützungsmassnahmen anders bewerten. Zweitens zei­
gen zeitgenössische Statistiken, dass die Familieneinkommen weitgehend aus 
mehreren Einkommen bestanden. Hier ist nur eine kleine Anpassung vorgenom­
men worden, die sich auf die Zürcher Haushaltsrechnungen von 1919 stützt. 
Drittens besteht die Gefahr, dass man sich bei der objektiven Festlegung von 
Armutsgrenzen auf «den sehr schwankenden Boden der Schätzungen» begibt, 
«die vor allem dann angefochten werden, wenn aus den Schätzungen praktische 
Folgerungen gezogen werden sollen».78
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Während der Teuerungszeit vermochten Lohnerhöhungen allein die Not von 
städtischen Arbeiterfamilien nicht zu lindern. Durch verändertes Konsumver­
halten konnten sich Familien mit mittleren Einkommen über der Armutsgrenze 
halten. Die unteren Einkommensschichten, die im Vergleich zu den Haushalts­
budgets der Haushaltsstatistiken bereits eingeschränkt lebten, konnten ihren 
Verbrauch nicht weiter vermindern. Um zu verhindern, dass solche Familien 
unter die «physio logische» Armutsgrenze fielen, führten die Behörden Unterstüt­
zungsmassnahmen ein, die einen Lebensstandard knapp über der Armutsgrenze 
garantierten. Die Familie des durchschnittlichen Handlangers blieb, falls sie 
vollumfänglich in den Genuss dieser Massnahmen gelangte, auf einem ähnlichen 
Niveau wie vor dem Krieg. Da allerdings Familien mit höheren Einkommen nur 
wenig von der Unterstützung profitierten, konvergierten die Reallöhne der beiden 
Einkommensschichten. Dass trotz Unterstützungsmassnahmen die Notwendigkeit 
bestand, den Konsum ein zuschränken, wurde von der Notstandskommission als 
«erzieherische Komponente» der Teuerung aufgefasst, die Geldverschwendung 
verhindere. So notierte sie, «es sei die Bedürftigen­Unterstützung in bar zu 
verabfolgen. Die allgemeine Teuerung habe die notleidende Bevölkerung zur 
Sparsamkeit erzogen.»79
Die Auswirkungen der Teuerung und der Unterstützungsmassnahmen ver­
mögen die beträchtlichen Verschiebungen im Lebensstandard verschiedener 
Einkommensschichten zu erklären, auf die schon verschiedene Untersuchun­
gen aufmerksam gemacht haben.80 Die Annäherung der beiden welfare ratios 
widerspiegelt die gesellschaftspolitischen Überlegungen zur Zeit des Ersten 
Weltkriegs: Die Unterstützungsmassnahmen verhinderten, dass die Bevölkerung 
mit niedrigem Einkommen unter die Armutsgrenze fiel, und beugten so einer 
Hungersnot vor. Arbeiter­ und Angestelltenfamilien, die knapp über dieser 
Einkommensschwelle lagen, wurden jedoch vernachlässigt, dem sinkenden 
Lebensstandard der mittleren Einkommensschichten wirkte nichts entgegen. 
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Résumé
Les seuils de pauvreté en ville de Zurich  
durant la Première Guerre mondiale
Au cours de la Première Guerre mondiale, la pénurie des denrées alimentaires et 
l’inflation qui en découla provoquèrent la misère et la souffrance de faim au sein 
d’une large partie de la population. Les autorités tentèrent de combattre la crise 
par la fixation de prix maximaux, le rationnement des vivres et la mise en place 
de mesures d’assistance. Afin d’adapter ces mesures aux besoins de la population 
indigente, les autorités s’efforcèrent de définir un minimum vital. Comme pour 
le calcul du seuil de pauvreté, cette évaluation se fondait sur l’établissement de 
besoins de base, estimés grâce aux dépenses des ménages.
Dans cette contribution, nous utilisons les seuils absolus de pauvreté pour 
montrer comment les calculs de ces minimums vitaux furent effectués. La prise 
en compte des données salariales permet en outre de mettre en évidence les 
effets des mesures d’assistance sur le niveau de vie des différentes couches de 
population.
Si les mesures d’assistance garantissaient les besoins de base et préservaient de la 
famine, elles ne concernaient que les habitants disposant de maigres revenus. Les 
couches de la population ayant un revenu plus élevé, qui souffraient également 
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fortement de l’inflation, se virent exclues de l’assistance. Leur niveau de vie 
s’ajusta à ces conditions et des ouvriers et des ouvrières ainsi que des employé·e·s 
qui gagnaient bien leur vie durent limiter drastiquement leur consommation afin 
de demeurer au­dessus du seuil de pauvreté.
(Traduction: Marion Beetschen)
